
14.  November  –  Europaweit
Streiken!
Am  14.  November  wird  es  in  etlichen  Ländern  Südeuropas  einen
koordinierten Generalstreik gegen die Krise geben. Die ersten Zeichen
machen deutlich, dass die Krise auch nach Deutschland zurückkehrt. Daher
werden  in  mehreren  Großstädten  Solidaritätsdemonstrationen  am  14.
November von Solidaritäskomitees und Antikrisenbündnissen organisiert, an
denen sich auch REVOLUTION aktiv beteiligt. Wir veröffentlichen daher den
Bündnistext des Berliner Solidaritäskomitees für die Demonstration am 14.
November und rufen insbesondere alle Jugendlichen dazu auf, an diesem Tag
nicht nur solidarisch zu sein, sondern den Kampfgeist und die Militanz der
Südeuropäischen Jugend im Kampf gegen das Kapital nach Deutschland –
zurück ins Herzen der Bestie – zu tragen:

Auf  zum  Europäischen  Aktionstag!  Gemeinsam  gegen  die  Krise
kämpfen!

In  den  letzten  Monaten  hat  der  Druck  der  Troika  und  der  nationalen
Regierungen  auf  die  arbeitende  und  arbeitslose  Bevölkerung,  die
Rentner_innen und die Jugendlichen in den südeuropäischen Ländern nicht
nachgelassen. Im Gegenteil: In Portugal, Spanien, Griechenland und anderen
Ländern sollen noch weitere Sparpakete durchgedrückt werden.

Gleichzeitig gibt es in all diesen Ländern weiterhin Widerstand. So gibt
es in Portugal die größten Mobilisierungen seit dem Ende der Diktatur

1974, welche sogar eine Rücknahme von Teilen des Spardiktats erkämpfen
konnten. In Griechenland fanden kürzlich die dritten Massendemonstrationen
seit dem Antritt der neuen Regierung im Juni statt, in Spanien reißen die
Mobilisierungen  ebenfalls  nicht  ab.  Und  sogar  in  Frankreich  und  in
Großbritannien gingen kürzlich zehntausende Menschen gegen Krise und
Fiskalpakt auf die Straße.

In dieser Situation wurde in Portugal und in Spanien für den 14. November
zu einem Generalstreik aufgerufen. Es folgte der Aufruf der griechischen
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Gewerkschaften,  sowie  aus  Malta  und  Zypern.  Gleichzeitig  hat  der
Europäische  Gewerkschaftsbund  EGB  diesen  Tag  zum  europaweiten
Aktionstag erklärt. Auch in Italien und sogar in Großbritannien wird darüber
diskutiert,  sich  dem  Aufruf  zum  Aktionstag  des  Europäischen
Gewerkschaftsbundes  anzuschließen.

Es ist längst überfällig, auch in Deutschland gegen die Krise auf die Straße
zu  gehen!  Griechenland  und  Spanien  sind  die  Experimentierfelder  für
neoliberale Krisenlösungen, die früher oder später auch hier in Deutschland
eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio. Menschen in Deutschland mit
einem  Existenzminimum  am  Rand  der  Gesellschaft.  Allein  die  jetzige
Solidarität  und  der  gemeinsame  Kampf  mit  unseren  Kolleginnen  und
Kollegen in Griechenland,  Spanien und europaweit  kann eine verschärfte
Attacke auf die sozialen Errungenschaften in Deutschland verhindern. Wir
brauchen  eine  starke  Protestbewegung,  mit  Demonstrationen  auf  den
Straßen und Streiks und Besetzungen in den Betrieben, die sich den Plänen
der  Banker_innen,  Konzernchef_innen  und  deren  Politiker_innen  zur
Abwälzung  der  Krisenkosten  auf  die  arbeitende  Bevölkerung  in  Europa
entgegenstellen.  Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international  wie  der
brutale soziale Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer
Regierungen. Höchste Zeit,  dass wir,  die lohnabhängige Bevölkerung, die
Jugend, die Erwerbslosen und die Rentner_innen, uns international zur Wehr
setzen.

Solidarität mit den Generalstreiks in Südeuropa!
Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Die Kapitalist_innen sollen ihre Krise selbst bezahlen!
Für einen Europaweiten Generalstreik!

Kundgebungen und Demonstrationen zum Europäischen Aktionstag
am 14.11.:

Berlin:



15.00 Uhr Kundgebung des DGB am Brandenburger Tor

16.30 Uhr Demonstration des Griechenland-Solidaritätskomitees, Startpunkt:
Pariser Platz/Brandenburger Tor, Endpunkt: Potsdamer Platz

Bremen:

Demonstration des DGB und des Anti-Krisenbündnisses

Auftakt: 17.30, Marktplatz; Abschluss: 19.00, DGB-Haus

Hamburg:

Solidaritätskundgebung DGB Hamburg: 17.00, Gänsemarkt

Kassel

Solidaritätskundgebung: 16.30 Uhr, Rathaus Kassel

München:

Solidaritätsaktion: 17.00 – 19.00, Wittelsbacher Platz

Stuttgart:

Kundgebung der IGM Stuttgart: 16.00 Uhr, Büchsenstraße/Kronprinzstraße

Kundgebung Anti-Krisenbündnis: 17.30 Uhr, Schlossplatz

Hungry  Britain  –  Sparpolitik
treibt Millionen in die Armut
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Bilder von langen Schlangen, die wie
in  Athen  an  den  Suppenküchen
a n s t e h e n  –  b a l d  a u c h  i n
Großbritannien?

Seit  Beginn  der  Krise  und  insbesondere  Seit  die  Konservativ-Liberale
Koalition  in  Großbritannien  an  der  Macht  ist,  werden  Monat  für  Monat
weitere Sparmaßnahmen durchgesetzt, Milliarden von Pfund wurden in den
öffentlichen  Ausgaben  gestrichen,  zehntausende  haben  bereits  ihre
Arbeitsplätze  verloren,  während  Pensionen  und  das  Gesundheitswesen
zerschlagen  werden.  So  leben  mittlerweile  mindestens  13  Millionen
Menschen in Großbritannien unter der Armutsgrenze und selbst in einem
industrialisierten Land, wie Großbritannien leiden jeden Tag Menschen an
Hunger – sind gezwungen Suppenküchen und Essensausgaben zu besuchen.

Die  Gründe für  den Hunger  reichen von Arbeitslosigkeit  bis  zu  privater
Verschuldung.  2011-12  waren  daher  128.687  Menschen  von  den
Essensausgaben  abhängig,  100%  mehr  als  im  Vorjahr.

Essensausgabe in Coventry

Eine der größten Suppenküchen in Großbritannien ist in Coventry und wird
durch den Trussell Trust betrieben. Drei Tage in der Woche gibt es dort
qualitativ hochwertige Lebensmitteln wie Reis, Zucker, Konserven Fleisch,
Fisch und Getreide. Allerdings kann man nicht einfach hingehen und essen.
Die Einzigen, die eine Mahlzeit bekommen, sind diejenigen, die durch soziale
Dienste oder staatliche Beratungsstellen dorthin verwiesen werden. Sobald
sie ein- oder zweimal dort war, wird man in Programme gebracht, um die
Ursache seiner Armut zu erklären.

43% der Menschen, die die Essensausgaben besuchen, tun dies, weil sie auf
Sozialhilfe, Pensionen etc. angewiesen sind, die gestrichen wurden, deren
Zahlung sich verzögert oder das Geld, das sie bekommen einfach nicht genug
ist, um sich zu ernähren. Darüber hinaus wurden in den ersten 3 Monaten
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diesen Jahres 167.000 Menschen ihre Arbeitslosenhilfe ohne ersichtlichen
Grund gestrichen. Wenn das geschieht, haben viele kaum eine andere Wahl,
als die Suppenküchen aufzusuchen und ein „Krisen-Darlehen“ aufzunehmen.

Die anderen 57% haben zwar Arbeit, können es sich aber trotzdem nicht
leisten,  sich selbst zu ernähren. Viele von ihnen können sich kein Essen
leisten, weil sie Schulden aufgenommen haben, um Rechnungen zu bezahlen,
die sie nun zurückzahlen müssen – von dem Geld, von dem sie eigentlich
Essen  kaufen  müssten.  Denn  viele  borgen  sich  Geld  von  trügerischen
Geldleihern,  die  sich  mit  den  Betroffenen  anfreunden,  um  sie  dann  zu
zwingen das Geld zu horrenden Zinsen zurückzuzahlen.

Doch es gibt keine 250 Tafeln in Großbritannien, die mehr als drei Mal die
Woche geöffnet haben. Während also das Sozialsystem für diejenigen, das in
der Theorie diejenigen unterstützen sdollte,  die es nicht selbst  können –
erschwert es in der Tat ihr Leben. Mit Sozialleistungen, die nicht reichen, um
die  eigene Existenz zu sichern und einer  Regierung,  die  Tausenden von
Menschen jeden Tag ihre Zahlungen verweigert, nur um die Statistiken zu
senken, ist es kein Wunder, dass die Menschen beginnen zu hungern.

Dem  muss  mit  geeintem  Widerstand  von  Arbeitslosen  und  Arbeitenden
geantwortet  werden.  Die  Gewerkschaften  und  Arbeiterorganisationen
müssen den politischen Widerstand organisieren, aber auch die Versorgung
der Hungernden gewährleisten, als Teil ihres Widerstands.

Jobs  für  Alle,  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeiten  und  einem
Mindestlohn, der von der Arbeiter-und Jugendbewegung festgesetzt
wird!
Für  ein  Mindesteinkommen,  von  dem  sich  gut  Leben  lässt,  für
diejenigen, die nicht mehr Arbeiten können oder keine Arbeit finden!
Für eine Arbeitslosenbewegung innerhalb der Arbeiterbewegung –
Beteiligt euch am Generalstreik am 20.11.2012 in Großbritannien!

Artikel von Sally Turner, REVOLUTION-Großbritannien (mit Ergänzungen)



Großbritannien nach den Riots –
Ein Land vor Entscheidungen
Am Donnerstag den 04. August wurde der 29-jährige Familienvater Mark
Duggan von der Polizei in Tottenham erschossen. Kurz darauf behauptete die
Polizei, dass sie Mark, in einer Schießerei, aus Notwehr erschossen hätte. Als
„Beweis“  legte  sie  ein  Funkgerät  mit  einer  eingeschlagenen  Kugel  im
Gehäuse vor. Wie sich später herausstellen sollte, gab es keine Schießerei.
Es gab keine Notwehr. Der Einschlag in dem Funkgerät wurde nachträglich
durch eine Feuerwaffe der Polizei verursacht! Mark Duggan wurde mit zwei
Schüssen in Brust und Schulter kaltblütig ermordet.

Die  Gemeinde,  aus  der  Mark  stammte,  organisierte  daraufhin  am
Samstag, den 06. August eine Demonstration zur örtlichen Polizeistation

in Tottenham. Sie glaubte den Lügen der Polizei über Mark Duggan´s Tot
nicht.  Als  auf  der  Demonstration  vor  der  Polizeistation  ein  16-jähriges
Mädchen von einer Gruppe Polizisten brutal zusammengeschlagen wurde,
eskalierte die Situation.

Der  unartikulierte  Ärger  brach  sich  in  Ausschreitungen  seine  Bahnen!
Während der „London Riots“, die sich auf Städte, wie Birmingham, Leeds,
Manchester, Bristol und Nottingham ausweiteten, wurden Polizeistationen,
aber auch Wohnhäuser in Brand gesetzt. Läden und Supermärkte wurden
geplündert und es kamen vier weitere Menschen, drei in Birmingham und
eine in London, um ihr Leben.

Während auch kriminelle Gangs in die Geschehnisse verwickelt waren,
waren die „Riots“ vor allem ein Ausdruck von Wut und der Armut vieler
Jugendlicher in den Arbeitervierteln. Dazu meinte Simon Hardy, Mitglied von
Workers Power (UK) „Die Situation der Jugendlichen und der Arbeiter in
Großbritannien  war  bereits  vor  der  Krise  schlecht.  Doch  durch  die
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Kürzungen und die unsoziale Politik der Konservativ-Liberalen Koalition ist
sie unerträglich geworden. Die jetzigen Ausschreitungen sind keine Antwort
auf die Probleme. Aber sie drücken sie aus!“

So wurden in den Abteilungen des öffentlichen Dienstes mindestens 40% des
Budgets gekürzt. Über 150´000 Beschäftigte werden noch in den nächsten
Monaten ihre Jobs im öffentlichen Sektor verlieren. Was sie dann erwartet,
ist ein ungefähres Arbeitslosengeld von 70 Pfund in der Woche. Verglichen
mit den geschätzten 85 Milliarden Pfund, die die Regierung in den nächsten
vier Jahren Einsparen will, erscheinen die 100 Millionen Pfund Schaden, die
durch die „Riots“ verursacht wurden, daher beinahe lächerlich.

Die Reaktionen der Medien, der Regierung und der Polizei waren wie
erwartet,  aber dennoch erschreckend! Anstatt über die Hintergründe
der Ausschreitungen zu reden, beschäftigte man sich damit, die Jugend als
verwahrlost  und  die  Plünderer  als  Tiere  darzustellen.  Ein  britischer
Historiker ging soweit, zu behaupten, dass das Problem die „Weißen seien,
die schwarz geworden wären“. Kurzerhand wurde, zum ersten mal in der
Geschichte Englands, der Einsatz von Wasserwerfern und Gummigeschossen
gestattet.  In  Regierungskreisen  dachte  man sogar  über  den  Einsatz  des
Militärs nach. Die Aktionen der Regierung waren keinesfalls zum Schutz der
Bevölkerung gedacht, sondern der Wahrung des Gewaltmonopols des Staates
und der Sicherung des bürgerlichen Privateigentums.

In Brixton, wo die Erinnerung an die dortigen Ausschreitungen der 80er noch
tief im Bewusstsein der Gemeinde verankert war, in deren Folge über 80%
der  Haustüren  durch  die  Polizei  bei  Hausdurchsuchungen  eingetreten
wurden,  verweigerten  die  Einwohner  der  Polizei  den  Eintritt  zu  ihrem
Stadtteil,  indem  sie  sich  mit  der  Aussage  „We´ll  handle  it  our  own!“
verbarrikadierten.

Ein Bewusstsein, dass begreift, dass Polizei und Regierung nicht die Freunde
im Alltagsleben  der  Bevölkerung  sind.  In  einer  anderen  Stadt,  wo  zwei
Jugendliche zu „Riots“ aufgerufen hatten (es fanden danach keine Riots statt)
wurden  die  beiden  zu  vier  Jahren  Haftstrafe  verurteilt,  während  die
Polizisten, die zu Morden an politischen Aktivisten der Anti-Krisen-Bewegung
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aufgerufen hatten, immer noch unbehelligt ihrem „Job“ nachgehen.

Eines ist klar – Die Ausschreitungen haben England verändert. Wir lehnen
entschieden die reaktionäre Stimmungsmache der Politiker ab! Nichts desto
trotz sind wir der Meinung, dass die Plünderungen und die Ausschreitungen
keine  Antwort  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  darstellen!  Sie  waren  ein
Ausdruck der Verzweiflung, zum Teil waren sie auch kriminell motiviert. Die
große  Gefahr  ist  jetzt  aber,  dass  die  Arbeiterklasse  durch  die
Stimmungsmache gespalten wird. Nicht zuletzt, weil sich Labour (britische
Arbeiterpartei) und viele Gewerkschaftsführer, in dieser Frage, auf die Seite
der  Regierung  stellen.  Sie  wollen  den  Zusammenhang  zwischen
Polizeigewalt, Kürzungen, Verarmung und den Ausschreitungen nicht sehen.

Die  Führer  der  bürgerlichen  sehen  den  Zusammenhang.  Und  sie
versuchen ihn zu verschleiern. Ihre Antwort ist – Generalangriff auf die

Rechte  der  Arbeiterklasse!  Ein  Angriff,  der  nicht  nur  in  Großbritannien
forciert wird, sondern der überall in Europa von statten geht. David Cameron
meinte dazu „Es geht nicht um Armut, es geht um Kultur. Das Problem ist
eine Kultur, die Rechte fordert, aber nicht über Verantwortung spricht. Eine
Kultur, die Gewalt verherrlicht und keine Autoritäten kennt.“

Diese Rede war purer Hohn, wenn man daran denkt, dass es die britische
Regierung ist, die Krieg in Afghanistan und Irak führt. Ihre Polizei hat seit
1990 knapp 1000 Tote zu Verantworten.  Ihre Politik  ist  eine Politik  der
Kürzungen, eine Politik der Gewalt. Sie will die Rechte der Arbeiter_innen
und der Jugend zerschlagen und beklagt sich über den fehlenden Respekt
dafür.  Und  zuletzt  behauptet  sie,  das  die  wahren  Schuldigen  nicht  die
Regierung,  sondern  die  Arbeiter  und  Jugendlichen,  mit  einer  verrohten
Kultur, wären.

Dennoch war die Rede ein gefährliches Zeichen. Ein Zeichen dafür, dass die
Regierung die Kürzungen und sozialen Angriffe durch repressive Gesetze und
ausgeweitete Polizeibefugnisse,  unter dem Vorwand der Ausschreitungen,
schützen  will.  Die  konservative  Innenministerin  Theresa  May  hat  zum
Beispiel über Ausgangssperren für Jugendliche unter 16 Jahren ab 21 Uhr
nachgedacht. Das würde praktisch bedeuten, dass Jugendliche kaum noch zu
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politischen Treffen oder Demonstrationen gehen könnten, geschweige denn
feiern zu gehen oder sich mit Freunden zu treffen.

Unsere Antwort  muss die geeinte Aktion der Arbeiterklasse und der
Jugend sein. Die gemeinsame Aktion gegen die Kürzungen, gegen den
Versuch,  die  Befugnisse der  Polizei  auszudehnen und repressive Gesetze
durchzusetzen.  In  diesen  Kampf  müssen  die  Arbeitergemeinden  und  vor
allem Parteien  wie  Labour,  sowie  die  Gewerkschaften integriert  werden.
Zwar werden sich ihre reformistischen Führer, wie Ed Milliband, verweigern.
Sie werden sogar versuchen den Kampf zu manipulieren. Aber letztlich geht
es  darum  die  Klasse  in  den  gemeinsamen  Auseinandersetzungen  für
revolutionäre  Forderungen  und  eine  kämpferische  Praxis  zu  gewinnen.

In diesem Kampf kann und darf sich die Arbeiterklasse nicht auf die
Polizei  verlassen.  Sie  braucht  eigene  Schutzorgane  –  Sei  es  auf

Demonstrationen, bei Streiks oder im eigenen Stadtbezirk, wenn die eigene
Infrastruktur gefährdet ist. Die Brixtoner haben das, wenn auch unbewusst,
begriffen.

Die Arbeiterbewegung, die Jugendlichen und alle Betroffenen, müssen das
begreifen, wenn sie im Herbst, in einer erneuten Welle von Demonstrationen,
Streiks und Massenversammlungen – letztlich einem dringend notwendigen
Generalstreik, der die Regierung und ihre Kürzungen stürzen kann – in die
Konfrontation mit der Regierung und dem Staat geraten.

Wir schlagen daher folgende Forderungen vor:

Gegen Polizeigewalt  –  Nein  zu  Gummigeschossen  Wasserwerfern,
Ausgangssperren,  berittenen  Einheiten  und  Polizeirazzien  in  den
Arbeitervierteln!
Für  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Polizeigewalt,  Kriminalität
und  Plünderung,  die  von  den  Gemeinden  und  der  lokalen
Arbeiterbewegung
kontrolliert werden!
Schluss mit dem perversen Aburteilen, der Festgenommenen, kein
Vertrauen  in  die  Polizei  und  die  bürgerlichen  Gerichte!  Für  die
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Aufklärung  der  Morde  und  Verbrechen,  durch  unabhängige
Komitees,  die  durch  die  Gemeinden,  Angehörigen  und  die
Arbeiterbewegung  geleitet  werden!
Bekämpft  die  Ursachen  für  Armut  und  Rassismus  –  Für
Massenversammlungen,  Demonstrationen,  Streiks  und  einen
unbefristeten  Generalstreik  der  Arbeiter_innen  und  ihrer
Organisationen gegen Kürzungen, Armut und Arbeitslosigkeit! Für
die Organisation der Arbeitslosen in den Gewerkschaften!
Für  Investitionen  in  den  Ausbau  der  Infrastruktur,  von  Schulen,
Krankenhäusern, Kultur- und Sporteinrichtungen, sowie den Bau von
sozialen  Wohnhäusern!  Finanziert  durch  die  Besteuerung  der
Reichen und kontrolliert durch Komitees der Anwohner_innen und
Organisationen der Arbeiterbewegung!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf! Für einen Mindestlohn von 10
Pfund in der Stunde!
Für die entschädigungslose Verstaatlichung von Unternehmen, die
Standorte  schließen  oder  ihre  Belegschaft  entlassen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!
Vertreibt die Faschist_innen! Die „White Shirts“ der faschistischen
English Defense League schützen die Arbeiter_innenviertel nicht. Sie
suchen sie mit Gewalt und Rassismus heim!

Stuttgart  21  –  Wo  steht  die
Bewegung?
Bereits seit mehreren Monaten (genauer seit der Landtagswahl ende März)
kann man sagen,dass die Protestbewegung gegen Stuttgart 21 am „dahin
dümpeln“  ist.  Die  großen  Mobilisierungen,die  zehntausende  gegen  das
Spekulations-  und  Immobilienprojekt  des  DB-Konzerns  auf  die  Straßen
brachten,blieben  seither  aus.
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Warum sind nur noch so wenige auf den Straßen?

Das liegt zum einen daran,dass die „großen“ Provokationen ausgeblieben
sind, wie es sie zum Beispiel am 30.09. letzten Jahres gab, als die Schwarz-
Gelbe  Regierung  unter  Mappus  mit  massiver  Gewalt  gegen  die
Demonstrant_innen  vorging.  Lediglich  durch  die  „Erstürmung“  des
Grundwassermanagements,  die  Ende  Juni  stattfand,  konnten  mehrere
tausend Leute zu einer Massenaktion gebracht werden.Nach dem Abriss des
Nordflügels  am  Hauptbahnhof  im  letzten  Sommer  gingen  bei  der  kurz
danach stattfindenden Demonstration circa 65´000 – 70´000 Leute auf die
Straße.

Der andere,  weitaus schwerwiegendere Grund, aber ist,  dass seitens des
K21-Bündnis  jegliche  Mobilisierung  zu  Demonstrationen  oder  Aktionen
weitgehend  ausbleibt.  Das  Bündnis,  dass  sich  sehr  stark  auf  das
Kleinbürgertum  fixiert  und  in  dem  politische  Kräfte,  wie  die  Grünen
dominieren  ist  nicht  an  einer  weitergehenden  Selbstorganisation,
geschweige  denn  einer  Ausweitung  des  Protestes  interessiert!  Selbst  zu
radikaleren Aktionen aufzurufen, wie Besetzungen oder Streiks, und, was
noch viel wichtiger ist, sich mit denen zu solidarisieren, die einer massiven
Repression und Hetzkampagne seitens der bürgerlichen Medien ausgesetzt
sind, davon will man im K21-Bündnis nichts wissen. Dafür ist das Bündnis
sofort an vorderster Front mit dabei,  wenn es um die Distanzierung von
„gewalttätigen“  Demonstrant_innen  geht.  Das  führt  dazu,  dass  viele
verunsichert  sind  und nicht  mehr  genau wissen,  wie  sie  weiter  machen
sollen.

Die Rolle der Grünen..

Die  Grünen,  vor  der  Landtagswahl  noch  stärkste  Kraft  im  K21-Bündnis,
konzentrieren sich nun vor allem darauf, einen möglichst guten Eindruck (bei
den  Kapitalist_innen)  als  führende  Partei  in  der  Landesregierung  zu
hinterlassen.  Die  Grünen  sind  zwar  nach  wie  vor  offiziell  gegen  S21,
allerdings tendiert ihr Koalitionspartner, die SPD, eher dazu für S21 zu sein.
In  einem  sind  sie  sich  aber  garantiert  sicher.  Sie  distanzieren  sich
geschlossen von Aktionen, wenn diese den „Aktionskonsens“ der Bewegung



überschreiten, der von bürgerlichen Führer_innen undemokratisch festgelegt
wurde!

Genau hierin liegt das Problem, weswegen sich viele unsicher sind und nicht
wissen, was zu tun ist. Dazu kommt dann noch die Tatsache, dass es keine
demokratisch gewählte Führung in der Protestbewegung gibt. Hier haben
sich  die  Grünen  an  die  Spitze  gestellt  und  verteidigen  ihren
Führungsanspruch. Es ist dieser Führungsanspruch einer offen bürgerlichen
Partei, die lieber schlichtet, als den Konflikt zugunsten der Protestierenden
zuzuspitzen, die lieber laviert als mobilisiert, der die Protestbewegung in den
Abgrund stürzt.

Was sagt uns der Stresstest…

Vor  kurzem  wurde  der,  bei  der  Schlichtung  vereinbarte,  Stresstest
veröffentlicht.  Und,  welch  Wunder  –  Stuttgart  21  hat  den  Stresstest
gewonnen. In Wirklichkeit ist diese Tatsache natürlich kein Wunder, konnte
die Bahn doch quasi bestimmen, welche Kriterien in dem Stresstest gewertet
werden würden. Ganz davon abgesehen, ist die DB einer der wichtigsten
Auftraggeber der SMA, dem Institut, dass Stuttgart 21 „getestet“ hat.

Aber auch von dem jetzigen Ergebnis des Stresstestes abgesehen, war es von
Vornherein eine Illusion zu glauben, dass dieser zu Gunsten der Bewegung
ausgehen könnte. Einerseits lag offen auf der Hand, wer Inhalt und Ablauf
dieses „Testes“ kontrollieren würde, nämlich die deutsche Bahn gemeinsam
mit dem Filz der staatlichen Bürokratie, und nicht die Bewegung. Zweitens
war bereits vor dem Test allgemein bekannt,  welche Vor-  und Nachzüge
Stuttgart 21 haben würde. Der Test also objektiv völlig unnötig. Jeder der in
Stuttgart war und sich auf der Straße mit den Menschen unterhielt, konnte
bestätigen, dass dort ein bei weitem größeres Wissen über Stuttgart 21 und
die Zusammenhänge vorherrschte,  als  bei  irgendwelchen schweizerischen
Testern oder heuchlerischen Bundespolitikern,  die nun Urteile fällen und
Statements abgeben.

Der Stresstest war also von vornherein eine Farce und ein billiges Spielchen,
dass  mit  der  Bewegung geführt  wurde.  Ein  Spielchen,  auf  das  sich  die



Führung und speziell die Grünen bereitwillig einließen. Wir erinnern uns, mit
welcher Freude das K21-Bündnis die Gesprächsangebote von Geißler und
Mappus annahmen, um mit diesen „auf Augenhöhe verhandeln“ zu können.
Wir  erinnern  uns  aber  vor  allem  daran,  welchen  Zusammenbruch  die
Bewegung miterleben musste, ab dem Tag, als die Verhandlungen begannen.

…und die Volksabstimmung?

Nun  setzen  die  selbsternannten  Führer  auf  ein  „neues  Pferd“.  Die
Volksabstimmung!

Doch  auch  hier  ist  Vorsicht  geraten.  Es  ist  nicht  klar,  wie  eine  solche
Abstimmung ausgehen mag. Denn wer bestimmt über Formulierungen und
Ablauf dieser Abstimmungen? Es ist der bürgerliche Staat und über ihn die
DB, die Aktionäre und Immobilienspekulanten, die an S21 verdienen wollen.

Aber auch die Presse hat ihr wahres Gesicht in den letzten Monaten zeigen
können. Es ist naiv anzunehmen, man könne einfach durch „die besseren
Argumente“  gegen  die  bürgerlichen  Medien  und  eine  vom Kapital  breit
angelegte Kampagne gewinnen.

Und selbst wenn eine Volksabstimmung Erfolg haben sollte, ist das keine
hundertprozentige Garantie für den Stopp von S21. DB und Konsorten haben
vor keiner noch so widerlichen Trickserei und Notfalls auch vor dem Knüppel
nicht  zurückgeschreckt.  Auch  das  musste  die  Bewegung  schmerzlich  zu
spüren bekommen.

Wie kann S21 doch noch gestoppt werden?

Mittlerweile hat sich eine seltsame Mischung aus Vertrauen in die Grünen als
Regierungspartei  und  Demoralisierung,  bei  den  von  den  Grünen
desillusionierten, in der Bewegung breit gemacht. Die momentane Bewegung
wird den Bau von S21 oder S21 Plus nicht aufhalten können.

Doch in ihr schlummert das Potential S21 zu stürzen. 2010 haben wir riesige
Mobilisierungen und zehntausende auf den Straßen gesehen, die Schwarz-
Gelb  mächtig  druck  machten.  Doch  genau  hier  liegt  das  Problem!  Die



bürgerlichen und kleinbürgerlichen Führer_innen der Bewegung, wollten uns
weiß machen, dass „Druck“ allein genügen würde, um das „Gewissen“ der
„Herrn da oben“ zu erweichen. Das war offensichtlich ein Trugschluss.

Was  die  Bewegung  braucht  ist  natürlich  eine  erneute  Ausdehnung  der
Mobilisierung. Massenproteste und groß angelegte Aktionen. Diese dürfen
aber  nicht  an  dem  so  genannten  „Aktionskonsens“  halt  machen.  Die
Bewegung darf  sich  nicht  an  dem Gejammer  der  Grünen  aufhalten,  die
besorgt sind, weil das Grundwassermanagement demoliert wurde oder weil
ein Bahnhofsteil besetzt wird.

Auch Besetzungen und Streiks sind nötige Mittel, um aus dem Protest einen
wahren  Widerstand  gegen  S21  zu  machen.  Um  solche  Aktionen  zu
bewerkstelligen ist  es aber unerlässlich,  dass die Bewegung sich endlich
demokratische und transparente Strukturen gibt, die in erster Linie Aktionen
gegen S21 planen, darüber hinaus aber auch die politischen Perspektiven des
Widerstandes offen diskutieren. Solche Strukturen müssen die Führer_innen
der Bewegung aus ihren Reihen demokratisch wählen und nicht von oben
vorgesetzt bekommen!

Die einzige reale Kraft, die dazu in der Lage wäre eben genannte Aktionen
durchzuführen und die auch dazu Willens wäre, ist die Arbeiterklasse. Sie
kann dem Protest gegen S21 neuen Aufschwung zu geben. Doch diese wird
momentan von der Gewerkschaftsbürokratie, der SPD und den Führer_innen
der Bewegung nicht in den Protest miteinbezogen,sondern vielmehr draußen
gehalten.  Wenn  die  Arbeiter_Innen  gemeinsam  mit  den  Jugendlichen
zusammen eine  Aktion,  wie  eine  Blockade,  gemeinsam organisieren  und
durchführen würden, würde das nicht nur die Solidarität stärken, sondern
auch zeigen, dass noch „leben“ in der Protestbewegung steckt.

Aber  um  das  zu  bewerkstelligen  ist  eine  gemeinsame  Koordinierung
unabdingbar. Es ist wichtig, dass der Kampf gegen S21 mit anderen Kämpfen
verbunden wird, wie beispielsweise Bildungsprotesten oder Tarifkämpfen. Es
ist  genauso  wichtig  auch  Sozialproteste  und  die  Anti-Atom-Bewegung
miteinzubeziehen,  denn  S21  und  alles  andere  aufgezählte  haben  eine
gemeinsame  Ursache,  den  Kapitalismus!



Nur  eine  revolutionäre  Perspektive,  die  diesen  Umstand  begreift  ist  im
Endeffekt dazu in der Lage eine Bewegung aufzubauen, deren Strukturen,
Aktionen und Zielsetzung in sich schlüssig, demokratisch und im Interesse
der Basis sind.


